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Kleine Anfrage 7456 
 
der Abgeordneten Angela Freimuth, Ralf Witzel und Dirk Wedel   FDP 
 
 
Medial groß verkündete Attraktivitätsoffensive der Landesregierung im Praxistest –  
Wie haben sich Personalabgänge und Stellenveränderungen in der Staatskanzlei und 
den einzelnen Ministerien seit 2017 entwickelt? 
 
 
Gegen die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bauen und Digitalisierung Ina Scharrenbach 
sind öffentlich massive Vorwürfe erhoben worden, durch einen Mangel an wertschätzender 
Führungskultur bis hin zu Machtmissbrauch und Mobbing gäbe es in ihrem Ministerium nicht 
nur ein Klima der Angst, sondern auch eine „Flucht“ der Beschäftigten. In der Sondersitzung 
des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 27. März 2026 hat die Ministerin 
Zahlen zu den Personalveränderungen im von ihr geführten Ministerium seit 2017 dargelegt. 
Um diese Angaben sachgerecht einordnen zu können, bedarf es einer ressortübergreifenden 
Betrachtung der Personalabgänge und der Stellenveränderungen in allen der obersten 
Landesbehörden.  
 
Vor diesem Hintergrund bitten wir um eine systematische, jahresweise und nach Ressorts 
aufgeschlüsselte Übersicht der Personalveränderungen in Staatskanzlei und Ministerien seit 
dem Jahr 2017, die zudem auch die Veränderungen der Ressortzuschnitte infolge der 
Regierungswechsel 2017 und 2022 gesondert ausweist. Relevant zur Einordnung und für den 
Vergleich ist es dabei, absolute Zahlen von Personalveränderungen stets auch ihren aktuellen 
dahinterstehenden Bezugsgrößen zuordnen zu können.  
 
Zur Aufklärung der aktuellen Vorgänge sollte es auch im Interesse der Landesregierung sein, 
ein vollständiges Bild zur Bestandsaufnahme der personellen Vorgänge in den Ministerien 
bereitzustellen. Parlamentarisch ist es dabei auch relevant, feststellen zu können, ob eine 
überdurchschnittliche Fluktuation möglicherweise auch in anderen Ressorts festzustellen ist.  
 
Finanzminister Dr. Marcus Optendrenk hat bekanntlich erst vor wenigen Tagen die 
Modernisierungsoffensive des Landes für den öffentlichen Dienst vorgestellt, durch die das 
Land Nordrhein-Westfalen als Arbeitgeber an Attraktivität gewinnen soll. In der 
Presseinformation der Landesregierung „Landesregierung treibt Modernisierung des 
öffentlichen Dienstes voran“ vom 26. März 2026 heißt es dazu wörtlich: „Ziel ist es, den 
öffentlichen Dienst als Arbeitgeber attraktiv zu halten, weiter zu stärken und zukunftsfest 
aufzustellen.“ 
 
Ministerpräsident Hendrik Wüst wird in der eigenen Medienmeldung wie folgt zitiert: 
 
„Die Reformvorhaben unserer Modernisierungsagenda sind ein wichtiges Signal für die 
Zukunfts- und Handlungsfähigkeit unseres Staates. Wir halten die Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes hoch. Diese Modernisierungsagenda bündelt das gemeinsame Engagement von 
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Landesregierung und Gewerkschaften zur Stärkung der Verwaltung und der Menschen, die 
sie täglich tragen.“ 
 
Der Finanzminister ergänzt ferner in derselben Presseinformation für die Landesregierung 
wörtlich: 
 
„Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sind das Rückgrat der Landesverwaltung. Mit 
unserem Paket geben wir ein klares Signal, dass wir dieses Rückgrat weiter stärken wollen – 
als wertschätzender und moderner Arbeitgeber. (…) Wir denken den öffentlichen Dienst 
konsequent vom Arbeitsalltag der Beschäftigten her. Unser Anspruch ist ein öffentlicher 
Dienst, der verlässlich bleibt und sich zugleich weiterentwickelt. Wer Verantwortung für dieses 
Land übernimmt, soll moderne Rahmenbedingungen vorfinden und Perspektiven haben, die 
mit den Anforderungen unserer Zeit Schritt halten.“ 
 
Angesichts der anhaltenden Berichterstattung, die ein deutlich anderes Bild von der Realität 
des Arbeitsalltags in Landesministerien vermittelt, kommt einem Praxistest der getätigten 
Aussagen der Regierungsmitglieder eine große Bedeutung zu, um sehen zu können, ob hier 
Anspruch und Wirklichkeit gegebenenfalls auseinanderfallen.  
 
 
Wir fragen daher die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Beschäftigte der Staatskanzlei sowie der einzelnen Ministerien sind seit dem 

1. Juni 2017 jeweils jährlich wegen Erreichens der Regelaltersgrenze absolut und 
prozentual aus dem Dienst ausgeschieden?  

 
2. Wie viele Beschäftigte der Staatskanzlei sowie der einzelnen Ministerien haben seit dem 

1. Juni 2017 jeweils jährlich in absoluten Zahlen und prozentual einen Antrag auf 
vorzeitigen Eintritt in den Ruhestand gestellt bzw. vor der Regelaltersgrenze ihren 
Rentenbeginn beantragt, insbesondere aus gesundheitlichen Gründen?  

 
3. Wie viele einzelne Versetzungsanträge von Beschäftigten der Staatskanzlei sowie der 

einzelnen Ministerien in ein anderes Ressort hat es seit dem 1. Juni 2017 jeweils jährlich 
absolut und prozentual gegeben?  

 
4. Wie viele Stellenveränderungen von Beschäftigten der Staatskanzlei sowie der 

einzelnen Ministerien im Zusammenhang mit einer Beförderung (gerne kann darunter 
auch die Wahl zum Hauptverwaltungsbeamten einer Kommune gesondert ausgewiesen 
werden) hat es seit dem 1. Juni 2017 jeweils jährlich absolut und prozentual gegeben?  

 
5. Wie viele Beschäftigte sind darüber hinaus seit dem 1. Juni 2017 jeweils jährlich absolut 

und prozentual durch Eigenkündigung aus dem Dienst in der Staatskanzlei bzw. in einem 
der jeweiligen Ministerien ausgeschieden? 

 
 
 
Angela Freimuth 
Ralf Witzel 
Dirk Wedel 
 


